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Verkleinert auf 71% (Anpassung auf Papiergröße)


VON KILIAN TRABERT

Die Spannung in der Gesellschaft ent-
lädt sich derzeit im Chemnitz. Wie
konnte das Land in diese Lage kom-
men? Der Bundestags-Vizepräsident
Thomas Oppermann (SPD) liefert eine
Erklärung – und gesteht schwere Feh-
ler der Politik ein.

NÜRNBERG — Ob die AfD die
Debattenkultur im Bundestag verän-
dert hat? Natürlich hat sie das, findet
Thomas Oppermann. Als Bundestags-
Vizepräsident hat er oft genug damit
zu tun, die Auseinandersetzung gesit-
tet zu halten. Dabei findet der SPD-
Mann lebhafte Sitzungen durchaus
gut. Was die AfD dazu beiträgt, damit
hat er trotzdem seine Probleme. Was
die Partei zu den Vor-
fällen in Chemnitz
beigesteuert habe, sei
Heuchelei, echauf-
fiert sich Oppermann
im Nürnberger Presse-
club. „Sie haben kein
einziges Wort der
Trauer über das
Opfer verloren.“

Gauland und die
AfD seien nicht trau-
rig, dass Deutschland
Geflüchtete aufge-
nommen hat – im
Gegenteil: Es spiele
ihnen in die Hände.
Der Schulterschluss
der rechten Partei mit
Pegida und rechtsextremen Gruppie-
rungen zeige, dass die AfD Konflikte
„auf der Straße austragen will. Das
darf es in einem Rechtsstaat nicht
geben“, fordert Oppermann. „Das ist
Aufwiegelung zur Gewalt.“

Obwohl es die Partei seit mittler-
weile fünf Jahren gibt, hätten viele
Politiker immer noch nicht gelernt,
wie man mit ihr umgehen müsse, kriti-

siert Oppermann. „Die AfD findet
immer wieder jemanden, der über das
Stöckchen springt, irgendjemand
macht es immer wieder.“

Dennoch, die AfD ist laut Opper-
mann nicht die Ursache der gesell-
schaftlichen Spaltung in Deutsch-
land. Diese liegt tiefer – und auch wei-
ter in der Vergangenheit. Die große
Ursache sei die Finanzkrise vor zehn
Jahren gewesen, vermutet der SPD-
Politiker.

„Viele Bürger haben zum ersten
Mal die Erfahrung gemacht, dass der
Staat nicht in der Lage war, ihren
bescheidenden Wohlstand vor gieri-
gen Spekulanten zu schützen.“ Das
habe den Populismus enorm gefördert
– auch in Deutschland und anderen
EU-Staaten. Und es habe auch die

Wahl von Donald
Trump zum US-Präsi-
denten ermöglicht.

Eigene Fehler
Die Flüchtlings-

krise habe diese
Gefahrenlage in der
Bundesrepublik noch
verschärft, vor allem
durch Fehler der
Politiker. „Zwischen-
zeitlich hatten die
Bürger den Eindruck,
kriminelle Schlepper
entscheiden, wer zu
uns kommt, und nicht
der Staat“, so Opper-
mann. „Der Bundes-

tag hatte zu diesem Zeitpunkt aber
ziemlich eingeschlafene Füße.“

Das Land hätte eine Generaldebat-
te über die grundsätzlichen Fragen
der Flüchtlingspolitik benötigt, räumt
Oppermann im Rückblick ein. Er
selbst – er war damals Fraktionschef
der SPD – habe das mit seinen Gegen-
über Volker Kauder von der Union dis-
kutiert. Doch der CDU-Mann habe

das abgeblockt: „Die Debatte hätte
ein absolut zerrissenes Bild zwischen
CDU und CSU offenbart.“

Kontroverse Diskussionen gab es
auch deshalb nicht, weil Koalition
und Opposition weitgehend einer Mei-
nung waren, analysiert Oppermann.
„Wir dürfen uns nicht wundern, dass
so etwas wie die AfD entsteht, wenn
sich im Bundestag alle einig sind, das

aber keineswegs die Stimmungen in
der Bevölkerung widerspiegelt.“

Nicht nur die Flüchtlingskrise habe
die Gesellschaft verändert. „Viele
Errungenschaften und Werte – wie die
Digitalisierung oder die Ehe für alle –
gehen für viele zu schnell“, sagt Opper-
mann. „Viele haben den Eindruck,
wenn sie etwas dagegen sagen, wer-
den sie sofort in die rechte Ecke

gestellt.“ Diese Bürger finden in der
AfD auch deshalb ein Ventil, weil „die
Parteien durch die Professionalisie-
rung der Politik die Verankerung im
Volk verloren hat“, erklärt der Bun-
destags-Vizepräsident. „Wir müssen
Veränderungen so gestalten, dass die
Leute mitgehen können. Der Staat
muss Sicherheit und Unterstützung
bieten.“

BREMERHAVEN/BERLIN — Ver-
teidigungsministerin Ursula von der
Leyen (CDU) will die Mangelwirt-
schaft in der Bundeswehr beenden
und Milliarden für eine umfassende
Modernisierung ausgeben.

„Nach langen Zeiten des Schrump-
fens sind wir jetzt wieder in einer Zeit
des Wachstums“, sagte die CDU-
Politikerin bei einem Besuch der Mari-
neoperationsschule in Bremerhaven.
Dazu hat die Ministerin ein sogenann-
tes Fähigkeitsprofil vorlegen lassen,
in dem der Aufbau einer modernen
Armee bis zum Jahr 2031 beschrieben
wird. Der Plan wurde der Geheim-
schutzstelle des Bundestags übermit-
telt, wo Abgeordnete ihn unter Bedin-
gungen einsehen können.

Wie aus den Grundzügen hervor-
geht, ist in drei Zwischenschritten bis
2023, 2027 und 2031 vorgesehen:

– Eine vollständige persönliche Aus-
rüstung aller Soldaten mit dem glei-
chen Gerät, so dass hochmoderne Aus-
rüstung auch in Deutschland zur Ver-
fügung steht, nicht vor allem für Aus-
landseinsätze.

„Hohle Strukturen füllen“
– „Hohle Strukturen füllen“: Das

Ausleihen von Großgerät zwischen
Verbänden soll beendet werden,
indem die Lücken gefüllt werden.

– Digitalisierung: „Jeder Konflikt
der Zukunft wird auch über den
Cyberraum ausgeführt werden“, so
von der Leyen.

– Kapazitäten im Weltraum für
satellitengestützte Überwachung und
vernetzte Luftverteidigungsanlagen.

– Bis 2023 legt das Fähigkeitsprofil
aber den Schwerpunkt auf die Aufga-
ben Deutschlands als Rahmennation
der Nato-Speerspitze (VJTF), für die
Deutschland eine vollausgestattete
Brigade stellen muss.

„Die Planungen gehen davon aus,
dass wir uns bis 2023 auf einen jährli-
chen Finanzbedarf von etwa 60 Milli-
arden Euro hinbewegen müssen. Aktu-
ell umfasst der deutsche Verteidi-
gungsetat etwa 39 Milliarden Euro,

erklärte der CDU-Verteidungsexperte
Henning Otte.

An dem Papier wurde zwei Jahre
lang gearbeitet. Es ist keine unmittel-
bare Reaktion auf die Forderung von
US-Präsident Donald Trump, der von
Deutschland zwei Prozent des Brutto-
inlandsprodukts als Verteidigungsaus-
gaben erwartet – auch wenn der Dis-
kussionsfaden um die Prozentwerte
aufgenommen wird. 2019 würden für
den Verteidigungsetat 1,3 Prozent des
Bruttoinlandsproduktes zur Verfü-
gung gestellt, 2024 seien es 1,5 Pro-
zent, sagte die Ministerin in Bremer-
haven weiter. „Wir haben einen genau
festgelegten Finanzrahmen, der von
der Bundesregierung bei der Nato
auch so angezeigt worden ist.“

Der Grünen-Politiker Tobias Lind-
ner sieht das aber kritisch: „Diese Plä-
ne gehen weit über eine Vollausstat-
tung bereits bestehender Strukturen
hinaus“, erklärt er.  dpa
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Grundgesetzbücher stehen in der Nähe der Kundgebung des Bündnisses Chemnitz Nazifrei unter dem Motto „Herz statt
Hetze“. Die Vorgänge dort bereiten den zahlreichen Politikern große Sorge.  Foto: Monika Skolimowska/dpa

BERLIN — Das Finanzpolster der
gesetzlichen Krankenkassen in
Deutschland wächst dank der guten
Wirtschaftslage weiter.

Bis Ende Juni überschritten die
Reserven erstmals die Marke von 20
Milliarden Euro, wie das Bundes-
gesundheitsministerium mitteilt. Dies
entspreche im Schnitt mehr als dem
Vierfachen der gesetzlich vorgesehe-
nen Mindestrücklage. Bis Ende März
waren noch insgesamt 19,9 Milliarden

Euro in der Reserve gewesen. Minister
Jens Spahn (CDU) bekräftigte mit
Blick auf schon auf den Weg gebrach-
te Gesetzespläne, von weiter steigen-
den Reserven sollten auch die Bei-
tragszahler profitieren.

Vorgesehen ist, dass Kassen mit
sehr hohen Reserven ab 2020 einen
Teil ihrer Rücklagen über geringere
Zusatzbeiträge abbauen müssen. Vor-
aussetzung ist, dass bis dahin eine
Reform des Finanzausgleichs unter
den Kassen geschafft ist.  dpa

Gutgelaunt begrüßte Ursula von der
Leyen Rettungsschwimmer der Marine.
 F.: Mohssen Assanimoghaddam/dpa

Zu Gast im Presseclub: Thomas
Oppermann.  F.: Roland Fengler

KassenmeldenMilliardenplus
Gesetzlich Versicherte sollen aber frühestens 2020 entlastet werden

„Die Parteien haben die Verankerung imVolk verloren“
Bundestags-Vizepräsident Thomas Oppermann wirft der AfD Heuchelei vor, räumt aber Mitschuld der Politik an der Stimmung im Land ein

Schub für die Bundeswehr
Von der Leyen will Verteidigungsetat schrittweise anheben

ANZEIGE 

Sehr geehrte Mitglieder des Europäischen Parlaments,

die Zeitungen und Zeitschriften in Deutschland erreichen nahezu die gesamte Bevölkerung über
14 Jahren – gedruckt und digital, rund um die Uhr, sieben Tage pro Woche. Hinter dieser Leistung
stehen hochspezialisierte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie erhebliche Investitionen der Verlage.

Gerade in einem Internet der Meinungen und Behauptungen sind unabhängige digitale Presseangebote
wichtiger denn je. Sie wirken populistischen Strömungen entgegen und verteidigen damit die Demo-
kratie gegenüber allen Anfeindungen. Professioneller Journalismus aus Verlagshäusern ist hierfür un-
verzichtbar.

Die Digitalisierung hat die Arbeit in den Redaktionen enorm beschleunigt. Es gilt, schnell, umfassend
und in einer journalistischen Top-Qualität zu berichten. Genau diese Qualität wird von kommerziellen
Suchmaschinen und anderen digitalen Plattformen ausgebeutet. Fotos, Grafiken oder Teile von Presse-
artikeln werden kopiert und auf eigene Rechnung vermarktet, ohne den Verlagen auch nur einen Cent
zu zahlen.

Gegen diese Ausbeutung der verlegerischen und journalistischen Arbeit können sich die Zeitungs- und
Zeitschriftenverlage in ganz Europa kaum wehren.

Denn: Die Presseverleger haben bis heute – anders als Rundfunkanbieter, Film- und Musikproduzenten
– auf europäischer Ebene keine eigenen Rechte an ihren Produkten. Unglaublich, aber leider wahr.
Diese Lücke muss jetzt nach zwei Jahren der politischen Diskussion endlich geschlossen werden!

Am 12. September stimmen die Mitglieder des Europäischen Parlaments über die Reform des Ur-
heberrechts ab. „Es ist eine Frage von Leben und Tod“, schrieb vor wenigen Tagen der Reporter der
Agence France Presse AFP, Sammy Ketz, in einem offenen Brief an die EU-Parlamentarier. Zahlreiche
Journalisten aus über 20 Ländern haben den Brief unterzeichnet und damit das Parlament aufgefordert,
das Verlegerrecht zu stärken.
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